
Ausgewählte Pressemitteilungen  nach der Pressekonferenz in der 
Bundespressekonferenz am Montag 28. November 2012 

zum Gutachtens von Herrn Prof. Dr. Bodo Pieroth 
---------------------------------------------------------------------------------- 

 
 
  
http://www.pnn.de/brandenburg-berlin/600956/ 

SPD-Fraktionschef Ralf Holzschuher: 
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In manchen ländlichen Regionen Brandenburgs könnten künftig freie Schulen den Unterricht für alle 
Kinder übernehmen, ohne dass es dort staatliche Schulen gibt. 

Potsdam - Dieses in einem von den PNN veröffentlichten aktuellen Gutachten des Juristen Bodo 
Pieroth ins Spiel gebrachte nichtöffentliche Monopol–Szenario ist im Landtag am Dienstag 
überraschend positiv aufgenommen worden. Und zwar nicht allein von der Union, die sich schon 
zu Zeiten der Großen Koalition für die Privatschulen eingesetzt hat. Selbst die SPD ist offen für eine 
Debatte um das bisherige Tabu, da auf das Land neue demografische Herausforderungen zurollen. 
Einig waren sich SPD, CDU und Linke, dass dann kein Schulgeld erhoben werden darf. 

Bemerkenswert war die Ansage von SPD-Fraktionschef Ralf Holzschuher, da die SPD immerhin seit 
20 Jahren die Bildungspolitik verantwortet und auch die Bildungsministerin stellt. Man sollte 
„aufgeschlossen“ reagieren, sagte er. Dies sei allerdings nicht mit der Fraktion abgestimmt. Eine 
schulische Vollversorgung durch freie Schulen in bestimmten Regionen setze aber „voraus, dass 
jedes Kind Zugang haben muss und kein Schulgeld erhoben wird“. 

Der aktuelle Vorstoß der freien Schulen, mitten im Streit um die Kürzungen der Zuschüsse durch die 
rot-rote Koalition, erfährt damit eine erstaunliche Resonanz. Da der Rotstift teilweise mit der 
wachsenden Bedrohung für das öffentliche Schulsystem durch die boomenden freien Schulen 
begründet wird, gibt es einen Zusammenhang. In dem neuen Gutachten hatte der Münsteraner 
Verfassungsrechtler Bodo Pieroth (wie berichtet) ein „Monopol privater Schulen“ als mit dem 
Grundgesetz vereinbar erklärt. Holzschuher verwies darauf, dass angesichts sinkender Kinderzahlen 
in dünn besiedelten Regionen in etwa zehn Jahren erneut viele staatliche Schulen in Gefahr geraten, 
eine Standortkonkurrenz mit freien, teuren Parallelstrukturen – beide vom Land finanziert – nicht 
sinnvoll seien. Er regte an, solche Lösungen schon einmal „exemplarisch zu versuchen“. Es sei 
„selbstverständlich“, dass es bei einer Vollversorgung durch freie Schulen auch „ein anderes 
Finanzierungsmodell“ geben muss. 

Ein Linke-Nein blieb aus. Der parlamentarische Geschäftsführer, Christian Görke, forderte die 
freien Schulen auf, an regionalen Schulnetz-Planungen mitzuwirken, was einige tun, einige aber aus 
prinzipiellen Gründen ablehnen. Fraktionschefin Kerstin Kaiser erinnerte daran, dass freie Schulen 
gerade in berlinfernen Regionen als Ersatz für die von den Linken immer kritisierte Schließung 
staatlicher Schulen gegründet wurden. In den letzten 20 Jahren seien die „öffentlichen Schulen 
ein Steinbruch für Haushaltskürzungen gewesen, mit immer größeren Klassen, immer 
weiteren Schulwegen“. Tatsächlich haben sich die Schülerzahlen halbiert, ohne dass dies zu 
geringeren Klassenstärken führte. In Vergleichstests schneiden die Schüler regelmäßig schlecht ab. 
Deshalb sprach sich CDU-Chefin Saskia Ludwig dafür aus, den vom evangelischen Bischof Markus 



Dröge geforderten Runden Tisch zu freien Schulen durchzuführen, „um das Thema Bildungsqualität 
zu erweitern“. Die Union reiche der Landesregierung die Hand. Schon heute sei in manchen Regionen 
der Weg zu staatlichen Schulen weit, hätten die Eltern keine freie Wahl. Die Konsequenz einer 
Vollversorgung durch freie Schulen wäre, dass kein Schulgeld erhoben wird, sagte auch Ludwig. 
„Wenn Qualität und Standards stimmen, wüsste ich nicht, was dagegenspricht.“ 

+ + + + + + + + + + + + + + + + + + + + + +  + + + + + 

Tagesspiegel  
http://www.tagesspiegel.de/berlin/schule/freundliche-uebernahme/5896858.html 
28.11.2011 22:44 Uhr 
Von Thorsten Metzner 

Freundliche Übernahme  
In Brandenburg wehren sich freie Schulen gegen Kürz ungen. Sie wollen die staatlichen ganz 
ersetzen.  

Potsdam - In Berlin ist es momentan etwas ruhiger um ihre Finanzierung geworden, aber in 
Brandenburg spitzt sich der Streit um die Kürzungen bei den freien Schulen weiter zu – obwohl die rot-
rote Koalition in Potsdam unter dem Eindruck der massiven Proteste die Einschnitte bereits 
abgemildert hat. Am Montag forderte die evangelische Kirche Berlin-Brandenburg, mit 4500 Schülern 
einer der größten freien Schulträger der Region, den völligen Verzicht auf die Potsdamer Sparpläne. 
Vorher hatte eine nach Berlin auch in Brandenburg mit knapp 30 000 Unterschriften erfolgreiche 
Volksinitiative eine bessere Finanzierung und mehr Rechte für freie Schulen gefordert. 

Die erfreuen sich wachsender Beliebtheit, wovon die mittlerweile knapp 18 000 Schüler und der 
Gründungsboom von Schulen zeugen, und zwar sowohl im Speckgürtel wie auch in entfernten 
Regionen. So besucht in Potsdam jeder fünfte Grundschüler eine freie Schule. Vor allem im 
Südberliner Umland sieht es ähnlich aus. Die Opposition aus CDU, Grünen und FDP will deshalb 
wegen der Kürzungen vor das Landesverfassungsgericht ziehen. 

„Die sogenannten Nachbesserungen ändern nichts am Grundproblem“, erklärte Bischof Markus Dröge 
gestern in Potsdam. Er regte einen „runden Tisch“ nach dem Vorbild von Hessen an, um sich wie dort 
auf ein von beiden Seiten akzeptiertes Finanzierungsmodell für freie Schulen zu verständigen. Nötig 
sei „eine transparente Schülerkostenberechnung, die vom tatsächlichen Bedarf ausgeht“, sagte 
Dröge. Damit könne auch sichergestellt werden, dass „nicht einfach nach Kassenlage entschieden 
wird, wie viele freie Schulen man zulassen will“. 

Doch rückt genau diese Grundsatzfrage ins Zentrum der Auseinandersetzung. „Im Kern geht es bei 
den Kürzungen darum, Neugründungen von freien Schulen durch sinkende Zuschüsse von vornherein 
zu verhindern“, warnte Detlef Hardorp, Geschäftsführer des Landesverbands freier Schulen vor der 
Bundespressekonferenz in Berlin. Dort wurde am Montag ein Rechtsgutachten des Münsteraner 
Verfassungsjuristen Bodo Pieroth präsentiert, wonach die vom Grundgesetz garantierte 
Gründungsfreiheit für freie Schulen vom Staat nicht einmal dann eingeschränkt werden darf, wenn in 
in ländlichen Regionen mit sinkenden Einwohnerzahlen die freien Schulen zur Bedrohung für das 
staatliche Schulsystem werden. Damit hat die rot-rote Koalition in Potsdam unter anderem die 
Kürzungen begründet. „Wenn man das will, muss man vorher das Grundgesetz ändern“, sagte 
Pieroth. Eine Ausnahme ist Brandenburg beim Versuch, das Wachstum der freien Schulen zu 
drosseln, nicht – die Zuschüsse des Landes stiegen mit den Schülerzahlen in einem Jahrzehnt von 30 
Millionen auf über 100 Millionen Euro. Das sei nicht lokal auf Brandenburg beschränkt, bestätigt 
Thomas Langer vom Institut für Bildungsforschung und Bildungsrecht, einer von den freien Schulen 
getragenen Einrichtung an der Universität Bochum. Es gebe eine gemeinsame Strategie der 
ostdeutschen Länder, das weitere Wachstum zu bremsen. Sachsen, Thüringen und Sachsen–Anhalt 
haben die Zuschüsse für freie Schulen verschlechtert. Die wiederum formulieren jetzt sogar den 
Anspruch, in schrumpfenden Regionen die staatlichen Schulen zu ersetzen. Natürlich „ohne 
Schulgeld“, sagte Langer. Thorsten Metzner 
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Kurz vor ACHT  
Mehr Rechte für die Freien 
Seit Jahren ist der Trend ungebrochen: Immer mehr Eltern melden ihre Kinder an Schulen in freier 
Trägerschaft an. Zwar leisten auch viele staatliche Schulen herausragende Arbeit, aber etliche 
Studien nennen Gründe, warum sich Eltern für die Privaten entscheiden. So wird die Lernatmosphäre 
häufig als wertschätzend und vertrauensvoll empfunden, zwischen Lehrern und Eltern bestehe 
zumeist ein guter Austausch, heißt es. Die Leistungen der Schüler sind zwar nicht durchweg besser 
als an staatlichen – aber doch zumindest auf keinen Fall so schlecht wie an den schlechteren 
staatlichen Schulen. 

Manche Eltern setzen deshalb offensichtlich mehr Vertrauen in freie Träger – auf Kosten staatlicher 
Schulen. 

Das ist insbesondere in Berlin kein Wunder – nach diversen Brandbriefen und dem schlechten 
Abschneiden bei Pisa und Vera. Aber auch in Brandenburg wandern viele Schüler zu den Privaten ab, 
was die Potsdamer Landesregierung zu harten Gegenreaktionen veranlasste. 

Nun hat ein Grundgesetzexperte festgestellt, dass die Gründungsfreiheit für freie Schulen durch den 
Staat nicht eingeschränkt werden darf. Gut so. Denn die Lösung für die staatlichen Schulen kann nicht 
darin bestehen, die Konkurrenz der Privaten einfach auszuschalten. Die staatlichen Schulen können 
vom Wettbewerb profitieren – wenn sie die Einwände der Eltern ernst nehmen. pth 

 


